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17. Legislatur

Liebe Freundinnen und Freunde,

die letzten Tage haben einen fast schon nicht mehr für möglich ge-
haltenen Durchbruch gebracht: den Bund-Länder-Konsens für ein
Endlagersuchgesetz. Großes Lob an die neue rot-grüne Landesre-
gierung Niedersachsens, für die es nicht einfach war einem Gesetz-
entwurf zuzustimmen, der Gorleben nicht aus dem vergleichenden
Verfahren ausschließt. Das Beharren auf dem Ausschluss hätte das
Gesetz scheitern lassen, denn ein solches Verfahren wäre allen an-
deren potentiellen Standorten nicht zumutbar gewesen. Neben die-
sem Zugeständnis verdanken wir den Niedersachsen auch eine
Verbesserung: Die Kriterien nach denen gesucht wird, werden nun
nicht vorab unter Zeitdruck ausgehandelt, sondern von einer die
Gesellschaft repräsentierenden Kommission entwickelt. Das bietet
die Chance einer hohen gesellschaftlichen Akzeptanz dieser Kern-
elemente einer Endlagersuche.

Zum Zwischenlager Gorleben wird es keine Transporte mehr ge-
ben! Die letzten 26 Castoren mit Wiederaufarbeitungsmüll aus Sel-
lafield und La Hague müssen woanders hin. Baden-Württemberg
und Schleswig-Holstein haben Aufnahmebereitschaft signalisiert.
Hessen nicht, obwohl RWE der meiste Müll gehört. Aber nicht nur
die hessische schwarz-gelbe(!) Landesregierung mauert, auch der
Bürgermeister von Philippsburg kündigt Widerstand „notfalls auf der
Straße“ an: Atomstrom Ja – Atommüll Nein! Noch nicht alle Atom-
Kämpfe sind ausgestanden!

In diesem Sinne
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Keine Entwarnung beim Wasser

Kerstin Andreae
Stellvertretende Fraktionsvorsitzende

Der Druck von Öffentlichkeit und uns Grünen gegen

den Liberalisierungskurs der EU-Kommission beim

Trinkwasser beginnt zu wirken. Viele Kommunen

haben sich gegen die entsprechende Konzessions-

Richtlinie ausgesprochen, die Europäische Bürger-

initiative „right2water“ hat bereits mehr als 1 Million

Unterschriften gegen die Privatisierung der Wasser-

versorgung gesammelt und nicht zuletzt haben die

Grünen im Bundestag und im Europaparlament ve-

hement gegen das EU-Vorhaben protestiert.

Hintergrund der Auseinandersetzung ist die soge-

nannte „Konzessionsrichtlinie“, die derzeit auf EU-

Ebene verhandelt wird. Diese sieht vor, dass Kom-

munen Aufträge im Bereich der öffentlicher

D a s e i n s v o r s o r g e , s o g e n a n n t e

„Dienstleistungskonzessionen beispielsweise für die

Trinkwasserversorgung“, entsprechend dem EU-

Vergaberecht, in der Regel also europaweit, aus-

schreiben müssen.

Nachbesserungen reichen nicht aus

Der zuständige EU-Kommissar Barnier will auf den

öffentlichen Druck hin jetzt nachbessern und damit

kommunale Betriebe etwas weniger oft in eine euro-

paweite Ausschreibung hineinzwingen. Die Aus-

schreibungspflicht soll nur gelten, wenn mehr als 20

Prozent der Umsätze eines Unternehmen im Was-

sersektor außerhalb der Kommune erzielt werden.

Laut Richtlinienentwurf galt diese Grenze noch für

alle Umsätze zusammen. Das war besonders für

Stadtwerke unerfüllbar, die in mehreren Sparten

tätig sind, also z.B. auch im liberalisierten Strombe-

reich. Bedingung ist allerdings, dass die Wasser-

sparte bis 2020 organisatorisch oder zumindest

buchhalterisch von den anderen Tätigkeiten des

Unternehmens (z. B. der Energieversorgung) ge-

trennt wird. Barniers Vorschläge reichen allerdings

nicht weit genug, um eine Privatisierung unseres

Wassers durch die Hintertür zu verhindern. Denn

wie es derzeit aussieht, wären weiterhin Hunderte

von Stadtwerke in Deutschland von der Ausschrei-

bungspflicht betroffen, weil sie auch private Beteili-

gungen haben. Diese Stadtwerke würden damit in

einen Ausschreibungswettbewerb mit großen Was-

serkonzernen treten müssen, was dann sehr wahr-

scheinlich doch zur Privatisierung der Wasserver-

sorgung führt. Oder aber sie müssten kostenintensi-

ve Ausgliederungen unter Verzicht auf Effizienzge-

winne und Synergie-Effekte vornehmen, um der

Ausschreibungspflicht zu entgehen.

Auch interkommunale Zusammenarbeit

betroffen

Die kommunale Gestaltungsfreiheit bei der öffentli-

chen Daseinsvorsorge darf nicht derart einge-

schränkt werden. Dabei ist nicht nur die Wasserver-

sorgung betroffen, auch die interkommunale Zu-

sammenarbeit soll zukünftig stärker reguliert wer-

den. So sollen künftig Kommunen bei Kooperatio-

nen nur noch gegenseitig Rechte und Pflichten

übernehmen dürfen, also arbeitsteilig vorgehen

müssen (sogenannte „echte Zusammenarbeit“). Im

Klartext: Es darf kein Geld fließen. Das ist völlig pra-

xisfern, denn oft übernimmt eine größere Kommune

für mehrere kleine öffentliche Aufgaben mit. Das ist

effizient und sinnvoll und wird nun gestört bzw. im

Extremfall ganz verhindert. Europa muss nicht alles

bis ins Detail regeln. Der derzeitige Rechtsrahmen

zur Vergabe von Dienstleistungskonzessionen ist

d u r c h d a s b e s t e h e n d e Pr i m ä r r e c h t

(Gleichbehandlung, Verhältnismäßigkeit, Nichtdis-

kriminierung und Transparenz) und die ständige

Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofes

hierzu, hinreichend geregelt.
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Mögliche Folgen der Privatisierung der

Wasserversorgung

In Berlin war gut zu beobachten, welche Folgen

eine Privatisierung der Wasserversorgung haben

kann. 1999 verkaufte das Land die Hälfte der Was-

serbetriebe an private Anteilseigner. In der Folge

wurde ein Viertel der Belegschaft abgebaut und die

Bürgerinnen und Bürger müssen 26 Prozent mehr

für ihr Wasser bezahlen. Gleichzeitig stieg der Ge-

winn von 8 Millionen Euro aus dann 285 Mio. Euro.

Bei privater Bereitstellung besteht zudem die Ge-

fahr, dass notwendige Investitionen für die Instand-

haltung und die Erneuerung der Versorgungsanla-

gen zur Aufrechterhaltung einer guten Wasserquali-

tät unterbleiben. Die Nachteile und Gefahren priva-

ter Bereitstellung sind vielerorts größer als eventuel-

le Effizienzvorteile einer Privatisierung. Das hat sich

u.a. in London gezeigt, wo die Privatisierung zu ei-

ner Vernachlässigung der Infrastruktur geführt hat,

so dass durch immer mehr Rohrbrüche ca. 20 Pro-

zent des Wasser im Boden versickerte und im Ex-

tremfall in manchen Teilen der Stadt gar kein Was-

ser mehr ankam.

Wasser sollte komplett aus dem

Vergaberecht draußen bleiben

Bisher ist Wasser aus den EU-Vergabevorschriften

mit gutem Grund ausgenommen. Wasser ist eine

unverzichtbare Lebensgrundlage. Es ist ein Ge-

meingut, das eine sparsame, pflegliche und vorsor-

gende Bewirtschaftung auch im Interesse nachfol-

gender Generationen verlangt. Der Zugang zu Was-

ser ist ein Menschenrecht und die Wasserversor-

gung ist ein elementarer Teil der kommunalen Da-

seinsvorsorge.

Wir halten deshalb an unserer Forderung fest, den

Wasserbereich komplett aus dem Vergaberecht he-

rauszuhalten. Das hat sogar die CDU auf ihrem Par-

teitag im Dezember beschlossen. Leider ohne Wir-

kung. Im EU-Ministerrat Ende Dezember hat die

Merkel-Regierung die Richtlinie passieren lassen,

ohne eine Ausnahme für den Wasserbereich. Mehr

noch, die Bundesregierung treibt das Projekt, die

Wasserversorgung dem Wettbewerb auszusetzen,

aktiv voran. An der Spitze der Liberalisierer: FDP

Chef und Bundeswirtschaftsminister Philip Rösler,

der auf unsere schriftliche Aufforderung antworte-

te: „Wir begrüßen daher die mit der Konzessions-

Richtlinie verfolgten Ziele der Europäischen Kom-

mission, einen besseren Zugang zu den Konzessi-

onsmärkten sowie mehr Rechtssicherheit zu schaf-

fen.“

Union stimmt im Bundestag gegen

eigene Beschlüsse

Und auch für die Unions-Fraktion im Bundestag

sind ihre eigenen Parteitagsbeschlüsse offenbar

das Papier nicht wert, auf dem sie stehen. Wir ha-

ben den CDU-Parteitagsbeschluss, die Wasserver-

sorgung aus dem Vergaberecht herauszuhalten,

im Plenum zur Abstimmung gestellt und die Union

hat fast geschlossen dagegen gestimmt.

Antrag: Keine Privatisierung der Wasserversor-

gung durch die Hintertür (DRS 17/12394)

http://dip21.bundestag.de/dip21/btd/17/123/1712394.pdf

Faire Wasserpreise durch mehr

Transparenz bei Kosten und Preisen

Wir wollen eine hochwertige und sichere Versor-

gung mit Trinkwasser zu fairen Preisen durch mehr

Transparenz über Kosten und Preise erreichen.

Dazu muss ein funktionierendes Benchmarking

geschaffen werden, dass Wasserpreise vergleich-

bar macht. Dabei müssen die unterschiedlichen

Rahmenbedingungen der Wasserversorger be-

rücksichtigt werden.

Wahlkreisbüro Freiburg

Haslacher Str. 61

79115 Freiburg

Tel. 0761 / 8886713

Fax 0761 / 8886714

kerstin.andreae@wk.bundestag.de

www.kerstin-andreae.de

Kerstin Andreae

Stellvertretende Fraktionsvorsitzende

Platz der Republik 1

11011 Berlin

Tel. 030 / 227–71480

Fax 030 / 227- 76481

kerstin.andreae@bundestag.de
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Sprecherin für Gesundheitspolitik

Biggi Bender

Defizite bei immer mehr Krankenhäusern, Investiti-

onsstau, Überlastung besonders beim Pflegeperso-

nal, Mengenausweitungen und unnötige Operatio-

nen – diese Schlagworte machen deutlich, warum

ein „Weiter so wie bisher“ in der Krankenhauspolitik

nicht möglich ist.

Traditionell ist sie ein hart umkämpftes Feld. Denn

wo viel Geld umgesetzt wird, lässt sich auch viel

verdienen: So gibt die gesetzliche Krankenversiche-

rung (GKV), die zuständig ist für die Finanzierung

des laufenden Betriebs der Häuser (Betriebsmittel),

im Jahr über 60 Milliarden Euro für die Krankenhäu-

ser aus. Das sind 36 Prozent der Leistungsausga-

ben der GKV. Hinzu kommen die Investitionen der

Bundesländer für notwendige bauliche Maßnahmen

u n d d i e G e r ä t e a u s s t a t t u n g

(Investitionsfinanzierung), in Baden-Württemberg

zur Zeit 230 Millionen Euro (Gesamtfördermittel des

Landes: 370 Mio. Euro).

Sehr verschiedene Sichtweisen

Die Sichtweisen der einzelnen Akteure sind höchst

unterschiedlich:

Die PatientInnen erwarten ein im Notfall schnell er-

reichbares Krankenhaus. Die Behandlungsqualität

soll optimal sein. Das Personal ist stets ansprechbar

und geht auf die persönlichen Bedürfnisse ein. Das

Krankenhaus ist modern und komfortabel, die Zim-

mer nicht zu groß. Die PatientInnen werden zum

richtigen Zeitpunkt entlassen. Eine lückenlose An-

schlussversorgung (Reha, Hilfsmittel, Nachsorge)

wird organisiert, ohne dass man das selbst in die

Hand nehmen muss.

Das Krankenhauspersonal benötigt gute Arbeitsbe-

dingungen und möchte für seine anspruchsvolle Tä-

tigkeit angemessen bezahlt sein. Eine Unterbeset-

zung darf es weder im ärztlichen noch im pflegeri-

schen Bereich geben.

Die Krankenhausträger erwarten Planungssicherheit

von Seiten der Landespolitik, d.h. eine Berücksichti-

gung im Landes-Krankenhausplan und eine aus-

kömmliche Investitionsfinanzierung. Das Haus soll

Überschüsse erwirtschaften, zumindest aber nicht

zum Dauerzuschussgeschäft werden. Die Betriebs-

mittel müssen ausreichend bemessen sein und die

steigenden Personal- und Sachkostensteigerungen

abbilden. Für Politiker vor Ort ist die Existenz eige-

ner, mehrerer Krankenhäuser nicht selten Ausdruck

von Wettbewerbsfähigkeit der Region und politi-

schem Erfolg. Deshalb wird schnell nach der Lan-

des- und Bundespolitik gerufen, wenn das eigene

Haus in finanzielle Schwierigkeiten gerät.

Die Krankenkassen erwarten den Abbau von Über-

kapazitäten, weil zu viele Betten, Abteilungen und

Krankenhäuser unnötig teuer sind. Eine Querfinan-

zierung der Investitionen aus Betriebsmitteln ist zu

verhindern. Leistungen führt ein Haus nur durch,

wenn sie medizinisch notwendig sind.

Die Bundesländer – und damit auch Baden-

Württemberg – stehen vor der anspruchsvollen Auf-

gabe, die bestehenden Strukturen auf ihre Bedarfs-

gerechtigkeit hin zu überprüfen, Kooperationen und

Spezialisierungen herbeizuführen, notfalls eine Ab-

teilung oder ein Krankenhaus zu schließen. Denn

angesichts der Haushaltslage ist weder möglich

noch sinnvoll, eine so dichte Krankenhausland-

schaft zu finanzieren, wie sie ehedem – vor der

Ausweitung der ambulanten medizinischen Behand-

lungsmöglichkeiten – notwendig war.

Grüne Eckpunkte

Bei dieser „Gefechtslage“ erscheint ein Ausloten der

Interessen sehr schwierig. Wie man die wiederkeh-

renden Finanzierungsprobleme der Krankenhäuser

Grüne Krankenhauspolitik
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aber sicher nicht lösen kann, lebt uns die schwarz-

gelbe Bundesregierung mit ihrem Zickzackkurs vor:

mal Daumenschraube, dann Wahlgeschenke mit

der Gießkanne (wie aktuell). Krankenhäuser sind

eine wichtige Grundlage sozialer Daseinsvorsorge,

sie brauchen nachhaltige Lösungen und eine Politik

aus einem Guss. Deshalb haben wir uns der The-

matik angenommen und Vorschläge für eine be-

darfsgerechte Krankenhauspolitik gemacht, siehe:

http://www.biggi-bender.de/fileadmin/media/MdB/

biggibender_de/Gruene_Beschluesse/13-02-

27_KH_Qualitaet__Zusammenarb__Bedarfsorient.pdf

So ist die Versorgung zwischen den Sektoren (z. B.

ambulant und stationär) besser zu koordinieren, die

Zusammenarbeit zwischen den Gesundheitsberufen

zu verbessern, die Pflege aufzuwerten. Das Vergü-

tungssystem muss stärker die Ergebnisqualität der

Krankenhausleistungen belohnen und Anreize set-

zen für eine sektorübergreifende Versorgung.

Den Bundesländern wollen wir die Möglichkeit ge-

ben, von den Krankenkassen die Hälfte der Investiti-

onskosten zu bekommen. Das würde die Situation

insbesondere von Häusern in öffentlicher Träger-

schaft verbessern. Denn ohne ausreichende Investi-

tionsmittel für Geräte, Neu- und Umbauten wird es

den Krankenhäusern mittelfristig nicht besser gehen

können.

Eine Reform der Versorgungsplanung muss auch

die in vielen Regionen vorhandene Überversorgung

in den Blick nehmen. Denn noch immer konkurrie-

ren in vielen Bundesländern die Krankenhäuser un-

tereinander, speziell in und um die Städte. Um je-

doch die PatientInnen mit einer bestimmte Diagnose

(z.B. Herzinfarkt, Hüftgelenksarthrose) gut versor-

gen zu können, brauchen die Krankenhäuser Erfah-

rung und Routine, also genügend Fälle

(PatientInnen). Wenn zu viele Häuser auf engem

Raum existieren, fehlen diese, und das geht meist

zulasten der Behandlungsqualität. Daher sollten die

Häuser mit anderen kooperieren und sich auf be-

stimmte Diagnosen beschränken (spezialisieren).

Nicht jedes Krankenhaus kann alles gleich gut, das

muss auch gar nicht sein. Eine solche rationale

Krankenhauslandschaft würde natürlich auch das

Land entlasten, da es dann für weniger Häuser die

Investitionen stemmen muss.

Zur Berücksichtigung von Personal- und Sachkos-

tensteigerungen ist der sogenannte Orientierungs-

wert weiterzuentwickeln. Auch das System der Fall-

pauschalen (DRGs) ist anzupassen, auch weil es

über Fehlanreize zu Mengenausweitungen führt.

Nicht Menge, sondern Qualität ist zu belohnen. Wir

benötigen zudem eine Angleichung des gesamten

fachärztlichen Vergütungsrahmens. Dann können

die Krankenkassen sektorübergreifend vergüten,

was wiederum die entscheidende Grundlage für die

Zusammenarbeit der Gesundheitsberufe ist.

Um speziell die Pflege ausreichend finanzieren zu

können, schlagen wir ein Personalbemessungsin-

strument vor, mit dem der Personalbedarf aus dem

Pflegebedarf der PatientInnen abgeleitet wird. Mit-

tel, die für die Pflege vorgesehen sind, müssen dort

auch ankommen.

Kleinere Krankenhäuser auf dem Lande sollen mehr

ambulante fachärztliche Leistungen erbringen kön-

nen. Häuser mit wirtschaftlichen Schwierigkeiten,

die für die regionale Versorgung unverzichtbar sind,

z. B. weil in einem größeren (!) Umkreis keine weite-

ren Häuser vorhanden sind, sollen Sicherstellung-

zuschläge erhalten. Auch den Aufwand für die Not-

fallversorgung in Unikliniken wollen wir besser finan-

zieren.

Biggi Bender

Sprecherin für Gesundheitspolitik

Mitglied Ausschuss für Gesundheit

Platz der Republik 1

11011 Berlin

Tel. 030 / 227–71667

Fax 030 / 227–76667

biggi.bender@bundestag.de

Wahlkreisbüro Stuttgart

Hauptstätter Str. 57

70178 Stuttgart

Tel. 0711 / 26346177

Fax 0711 / 6151725

biggi.bender@wk.bundestag.de

www.biggi-bender.de
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Sprecherin für Abrüstungspolitik

Agnieszka Brugger

„Ethisch ist eine Waffe stets als neutral zu betrach-

ten“ – mit dieser untragbaren und unsinnigen Aus-

sage warb Verteidigungsminister de Maizière im

März für den Kauf bewaffneter Drohnen für die Bun-

deswehr. Waffen sind aber nicht ethisch neutral.

Wären sie das, bräuchten wir weder Abrüstungspoli-

tik im Allgemeinen noch irgendwelche völkerrechtli-

chen Verträge, die den Einsatz von besonders bar-

barischen Waffen wie Streumunition, Landminen,

biologischen oder chemischen Waffen ächten. Mit

seiner Äußerung offenbart der Verteidigungsminis-

ter nicht nur sein Unwissen, sondern auch die

schwarz-gelbe Weigerung sich mit den ethischen,

menschen- und völkerrechtlichen Fragen auseinan-

derzusetzen, die der Einsatz von bewaffneten Droh-

nen aufwirft. Genau dieses Ausweichmanöver las-

sen wir Schwarz-Gelb aber nicht durchgehen, denn

zu gravierend sind jetzt schon die Folgen des Ein-

satzes von Kampfdrohnen durch die USA. Die mit

der Beschaffung neuer Waffensysteme verbunde-

nen Risiken hinsichtlich Gewalteskalation und Auf-

rüstung müssen immer sorgfältig geprüft werden

und zwar bevor eine Entscheidung getroffen wird.

Derzeit least die Bundeswehr unbemannte fliegende

Drohnen, die lediglich zur Überwachung aus dem

Luftraum eingesetzt werden können und in Afgha-

nistan verwendet werden. Der Leasing-Vertrag läuft

jedoch im Jahr 2014 aus und das Verteidigungsmi-

nisterium und der Luftwaffeninspekteur vertreten

vehement die Auffassung, dass die Bundeswehr

nun ein Nachfolgesystem braucht, das bewaffnet

werden soll.

Es wäre naiv zu glauben, dass es keine Rolle spielt,

ob man über den Einsatz von SoldatInnen oder von

Maschinen entscheidet. Es besteht die Gefahr, dass

die Hemmschwelle zum Einsatz militärischer Gewalt

sinkt und so die gebotene politische Zurückhaltung

bei der Mandatierung von Militäreinsätzen ge-

schwächt wird. Politische Entscheidungen werden

nicht nur von Absichten und Interessen, sondern

auch von den zur Verfügung stehenden Mitteln be-

stimmt. Daher ist schon die Frage der Beschaffung

bestimmter Waffensysteme eine zutiefst friedenspo-

litische, die verantwortungsvoll und mit einer selbst-

kritischen Haltung beantwortet werden muss.

Der Einsatz bewaffneter Drohnen durch die CIA in

Pakistan, Somalia und Jemen macht schon jetzt die

problematischen Auswirkungen auf das Menschen-

und Völkerrecht durch den Einsatz dieser Technolo-

gie deutlich. Diese werden außerhalb von bewaffne-

ten Konflikten eingesetzt – auf diese Weise werden

staatliche Hoheitsrechte verletzt und durch den un-

erklärten Einsatz militärischer Gewalt wird das Völ-

kerrecht gebrochen. Die USA setzen die Drohnen

zur sogenannten gezielten Tötung vermeintlicher

Terroristen ein. Dabei wird über die Hinrichtung die-

ser Menschen hinter verschlossenen Türen auf Ba-

sis geheimdienstlicher Informationen entschieden.

Es findet kein rechtsstaatliches Verfahren vor einem

unabhängigen Gericht statt, die Menschrechte wer-

den dadurch brutal ignoriert. Im Jahr 2000 hat die

damalige US-Regierung noch Israel für den Einsatz

bewaffneter Drohnen zur gezielten Tötung während

der zweiten Intifada stark kritisiert. Inzwischen sind

diese extralegalen Hinrichtungen durch Drohnenan-

griffe zum Mittel der Wahl für den Friedensnobel-

preisträger Obama im Anti-Terrorkampf geworden.

Die schwarz-gelbe Bundesregierung schweigt zu

dieser Aushöhlung des Völkerrechts gegenüber

dem Partner USA. Wir Grüne nehmen diesen Bruch

mit dem Völkerrecht nicht stillschweigend hin und

fordern eine sofortige Beendigung der gezielten Tö-

tungen.

Keine bewaffneten Drohnen für die Bundeswehr!
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Auch das Argument der Befürworter, dass bewaff-

nete Drohnen chirurgisch präzise bomben, wird an-

gesichts der zahlreichen zivilen Opfer der Drohnen-

angriffe in Somalia, Jemen und Pakistan, mehr als

entkräftet.

Noch gefährlicher aber wird die zukünftige Kriegs-

führung aussehen, wenn die Entwicklung zur Voll-

automatisierung bewaffneter unbemannter Systeme

fortschreitet. Denn ihr Ziel ist es, dass die zukünftige

Drohnengeneration ihren vorher programmierten

Auftrag selbsttätig ausführt und sich auch gegen

Angriffe eigenständig verteidigt. Damit würde die

Entscheidung über einen Waffeneinsatz nicht mehr

ausschließlich beim Menschen liegen. Es droht eine

Gewalteskalation in der Kriegsführung mit Kampfro-

botern, die entsprechend ihrer Programmierung

selbständig kämpfen und töten. Setzt sich diese

technologische Entwicklung durch, wird es immer

schwieriger zu bestimmen, wer für einen Gewaltein-

satz verantwortlich ist und Völkerrechtsverletzungen

zu verurteilen.

Die USA sind nicht das einzige Land, das bewaffne-

te Drohnen besitzt und die schwarz-gelbe Regie-

rung ist nicht die einzige, die nach ihrem Besitz

strebt. Wir müssen befürchten, dass es zu einer

neuen weltweiten Rüstungsspirale kommt. Auf inter-

nationaler Ebene brauchen wir daher verbindliche

Vereinbarungen mit klaren Regeln und Begrenzun-

gen unbemannter bewaffneter Systeme. Ein we-

sentliches Ziel muss dabei auch sein, dass die letzt-

endliche Entscheidung über die Anwendung militäri-

scher Gewalt nicht von einer programmierten Ma-

schine getroffen wird. Voll autonome bewaffnete

Systeme sollten grundsätzlich verboten werden.

Deutschland muss sich für verbindliche Regeln der

präventiven Rüstungskontrolle einsetzen, statt sich

selbst mit problematischen Waffensystemen aufzu-

rüsten und so den Rüstungswettlauf auch noch zu

befeuern. Schwarz-Gelb zeigt bisher aber nicht das

geringste Interesse an einer glaubwürdigen Rüs-

tungskontrollpolitik für unbemannte Systeme.

Bei der Antwort auf die Frage, für welche genauen

Einsatzszenarien die Bundeswehr über bewaffnete

Drohnen verfügen soll, bleibt Schwarz-Gelb eine

Antwort schuldig. Nach großem Druck musste sich

Verteidigungsminister de Maizière von seiner For-

mulierung „ethisch neutralen Waffe“ distanzieren.

An seinen Überlegungen zu Kampfdrohnen für die

Bundeswehr hält er aber weiterhin unverändert fest.

Dahinter steht die Angst, einen Trend der Militär-

technologie zu verpassen, wenn er nicht schnell ge-

nug handelt. Angesichts der Erfahrungen, dass die

Beschaffungsprojekte der Bundeswehr mit ziemlich

langer Dauer und immensen Kostensteigerung ein-

hergehen, mag das vielleicht nicht verwundern.

Aber es ist in Fragen von Krieg und Frieden den-

noch eine falsche Politik.

Es zeichnet sich ab, dass die Entscheidung über die

Beschaffung bewaffneter Drohnen nun doch erst

nach der Bundestagswahl getroffen werden soll,

Schwarz-Gelb will dieses unpopuläre Thema offen-

sichtlich aus dem Wahlkampf halten. Umso wichti-

ger ist eine kritische Diskussion und der Wechsel im

Herbst, um dieser verantwortungslosen Beschaf-

fungspolitik, die sich allein den Industrieinteressen

und der Logik des Wettrüstens verschrieben hat, ein

Ende zu setzen.
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Fruchtfolgen fördern will, begreift die aktuellen Her-

ausforderungen nicht und untergräbt die gesell-

schaftliche Unterstützung für die Land- und Lebens-

mittelwirtschaft.

Sorgen wir dafür, dass Merkel, Aigner & Co. am 22.

September die Quittung für ihre „Skandal-Politik“

bekommen, damit Bäuerinnen und Bauern und die

kleinen und mittelständischen Betriebe der Ernäh-

rungswirtschaft wieder eine Zukunftsperspektive

bekommen. Und damit Verbraucherinnen und

Verbraucher gesunde, ökologisch und möglichst

regional produzierte Lebensmittel genießen können!

Trotz Kostenexplosion: Merkel, Grube

und Co. wollen S 21 weiter bauen!

Im Dezember 2012 leistete die Deutsche Bahn den

„Offenbarungseid“: Stuttgart 21 wird mehr als zwei

Milliarden Euro teurer als versprochen. Stuttgart 21

ist damit nicht nur verkehrstechnisch sinnlos, son-

dern darüber hinaus auch enorm unwirtschaftlich.

Die Bahn rechnet sich den Weiterbau trotzdem mit

überhöhten Ausstiegskosten schön und folgt damit

dem Marsch­befehl aus dem Bundeskanzleramt.

Fakt ist, dass das Projekt mit der vom Aufsichtsrat

beschlossenen Aufstockung des Finanz­rahmens

um weitere zwei Milliarden Euro tief in die roten

Zahlen gerutscht ist. Nachdem sich der Bahnvor-

stand schon im Dezember deutlich von seinem Ren-

diteziel von 7,5 % verabschiedet, aber immerhin

noch eine „schwarze Null“ veranschlagt hatte,

musste er nun eingestehen, dass das Projekt mitt-

lerweile bei einer Negativ-Rendite von 0,3 % ange-

langt ist. Der Aufsichtsrat hätte auf seiner Sitzung

Lebensmittelskandale – das große Problem ist
die schwarz-gelbe Agrar­politik!

Pferdefleisch wandert durch halb Europa und landet

als Rindfleisch deklariert in Tiefkühlgerichten, die

Staatsanwaltschaft Oldenburg ermittelt wegen sys-

tematischer Überbelegungen von Hühnerställen,

verschimmelter Futtermais kontaminiert mehr als

4.500 Bauernhöfe… Dass es sich hierbei nicht um

„Einzelfälle“ handelt, sieht ein Blinder. Auf die

schwarz-gelbe Ratlosigkeit reagiert die Regierung

Merkel mit dem nächsten 10-Punkte-Plan, obwohl

die vorangegangenen Pläne nicht ansatzweise ab-

gearbeitet sind.

Natürlich müssen die Lebensmittelskandale Anlass

für Verbesserungen in der Lebens­

mittelüberwachung sein. Doch das packt das Übel

nicht an der Wurzel. Denn ein falsches Agrarmodell

lässt sich auch mit dem besten Kontrollsystem nicht

in den Griff bekommen. Eine Industrialisierung der

Landwirtschaft führt zwangsläufig zu Strukturen, die

weder von Kontrolleuren noch den Unternehmen

überblickt werden können. Der Umstand, dass vom

aktuellen Legehennen-Skandal zu einem Drittel

auch große Bio-Betriebe betroffen sind, ist dafür ein

besorgniserregender Beleg.

Mit kosmetischen Änderungen im Bundesbau­

gesetzbuch will Merkel die Bürgerinitiativen gegen

Massentierhaltungsanlagen beruhigen, ohne die

industrielle „Tierproduktion“ wirklich einzuschrän-

ken. Bei der Reform der europäischen Agrarpolitik

blockiert oder verwässert die Bundesregierung alle

Ansätze für ein wirksames „Greening“. Damit ver-

hindern Merkel und Aigner, dass das Geld der euro-

päischen SteuerzahlerInnen für öffentliche Leistun-

gen wie den Stopp des rasanten Artensterbens oder

den Erhalt unserer Kulturlandschaften verwendet

wird. Wer ökologische Vorrangflächen als

„Stilllegung“ diffamiert und Monokulturen statt
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am 5. März 2013 im Interesse der Bahn und der

Bürgerinnen und Bürger einen Weiterbau ablehnen

müs­sen, um nicht gegen das Aktienrecht zu versto-

ßen. Der minimale Kostenvorsprung des Weiter-

baus vor dem Ausstieg in Höhe von 77 Mio. Euro

rechtfertigt diesen Entschluss jedenfalls nicht. Denn

wir gehen davon aus, dass nach dem wirklichen Be-

ginn der Bauarbeiten, v. a. der Tunnelbohrungen mit

weiteren erheblichen Kostensteigerungen zu rech-

nen ist, was auch Grube und Kefer definitiv nicht

aus­schließen wollten („vor der Hacke ist es dun-

kel“). Wir gehen von 10 bis 11 Milliarden Euro Ge-

samtkosten allein für das Bahnhofsprojekt aus.

Auch bei der Kostenentwicklung für die Neubaustre-

cke Wendlingen-Ulm zeichnen sich deutliche Kos-

tensteigerungen ab, die Minister Ramsauer jedoch

noch zu leugnen versucht. Auf unsere Kleine Anfra-

ge dazu gab es vom Bundesverkehrsministerium

jedenfalls keine Antworten, so dass wir uns hier

beim Bundestagspräsidenten für eine erneute und

inhaltliche Beantwortung stark gemacht haben. Um

die abzusehen­den Finanzierungsprobleme zu lö-

sen, drohte Minister Ramsauer sogar mit der Er­

höhung der Bahnpreise, sollten sich Land und Stadt

nicht an den Mehrkosten beteiligen wollen. Doch

statt die Bahnkunden in Geißelhaft zu nehmen, soll-

te Ramsauer endlich über Auswege und Alternati-

ven nachdenken. Denn der Kostendeckel ist für die

Stadt Stuttgart und insbesondere das Land nach

Koalitionsvertrag und erst recht nach der Volksab-

stimmung bindend. Denn er war

„Geschäftsgrundlage“ der Volksabstimmung, zu der

sich ausnahmslos alle Seiten ausdrücklich bekannt

hatten. Dass er auch für jegliche Mängelbeseitigung

der bisherigen Bahnplanungen, inklusive des Filder-

bahnhofes gilt, liegt auf der Hand.

Gibt es ein „Zurück“?

Technisch gesehen, ist ein „Zurück“ derzeit noch

kein Problem, politisch ist ein Aus- oder Umstieg so

schwierig wie eh und je: kein einziger der Projekt-

partner kann eigenständig aus dem Vertragswerk,

das einem Teufelskreis gleicht, aussteigen, nicht

einmal die Bahn. Das macht es in Verbindung mit

den Mehrheiten im Landtag und Stuttgarter Gemein-

derat unverändert kompliziert. Aber die Kostenexp-

losion vom Dezember 2012 hat zu heftigen Verunsi-

cherungen auch auf Seiten der Befürworter des Pro-

jekts geführt und die Öffentlichkeit gerade im Hin-

blick auf die Belastung für andere, wirklich wichtige

Schieneninfrastrukturprojekte in der Republik sensi-

bilisiert. Da ist es ein Hoffnungsschimmer, dass der

Bundesrechnungshof u. a. auf unsere Veran­

lassung hin, die Kosten des Projektes nun erneut

überprüft. Die Bekanntgabe des Prüfungsergebnis-

ses ist noch für das 2. Quartal 2013 angekündigt.

Dann wird sich erweisen, ob endlich dem Anspruch

der Öffentlichkeit auf Transparenz und Kostenklar-

heit zu seinem Recht verholfen wird oder ob es der

Bahn erneut gelingt, die wahren Kosten, die bahnin-

tern ja längst bekannt sind, zu verschleiern und die

staatlichen Institutionen an der Nase herum zu füh-

ren. Sollte der Bundesrechnungshof auch nur annä-

hernd an die uns bekannten Zahlen von 10 bis 11

Mrd. Euro herankommen, muss dies noch vor der

Sommerpause Anlass für alle Beteiligten sein, end-

lich zu vernünftigen Entscheidungen zu kommen

und die Notbremse zu ziehen.
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Liebe Freundinnen und Freunde,

wer seine Rechte einklagen will oder muss und die

Kosten für ein Gerichtsverfahren nicht selbst auf-

bringen kann, erhält Prozesskostenhilfe vom Staat.

Voraussetzung ist lediglich, dass der Prozess aus-

reichende Erfolgsaussichten hat. Der Zugang zum

Recht für alle, unabhängig von ihrer Vermögenssitu-

ation, ist eine der wichtigsten sozialen Errungen-

schaften in unserem Rechtsstaat. Die Bereitstellung

von Prozesskostenhilfe ist der gelebte Sozialstaat

im Bereich Justiz.

Regelungsentwürfe erschweren den

Zugang zum Recht

Die Bundesregierung und der Bundesrat haben vor

kurzem Gesetzentwürfe in den Bundestag einge-

bracht, mit denen sie die Prozesskostenhilfe neu

regeln wollen. Damit erschweren sie für Einkom-

mensschwache den Zugang zu anwaltlicher Bera-

tung und zum Gericht.

Für Menschen, die Arbeitslosengeld II erhalten, än-

dert sich bei der Gewährung von Prozesskostenhilfe

finanziell zwar nichts. Der Staat bezahlt ihnen ihren

Anwalt oder ihre Anwältin weiterhin. Liegt ihr Ein-

kommen aber, wenn auch nur geringfügig, über

dem „Hartz IV-Niveau“, so werden diesen Men-

schen mit den Gesetzentwürfen Steine in den Weg

gelegt, wenn sie ihre Rechte vor Gericht einklagen

wollen:

Menschen mit geringem Einkommen müssen Pro-

zesskostenhilfe, die sie empfangen haben, in Raten

zurückzahlen. Zukünftig müssen Geringverdiener

monatlich mehr Geld für die Ratenzahlung einset-

zen. Der Freibetrag für Erwerbstätige über dem

Hartz-Einkommensfreibetrag wird von 201 Euro auf

101 Euro abgesenkt. Von diesem Betrag an wird die

Hälfte des verfügbaren Einkommens zur Berech-

nung der Ratenrückzahlung herangezogen.

Und die Raten sollen länger bezahlt werden. Bisher

endet die Ratenzahlung spätestens nach 48 Mona-

ten, unabhängig davon, ob alle Prozesskosten be-

zahlt sind oder nicht. Die Maximaldauer der Raten-

zahlungen soll nach dem Willen der Bundesregie-

rung nun 48 auf 72 Monate verlängert werden. Der

Bundesrat geht sogar noch weiter: Ratenzahlungen

sollen zeitlich unbegrenzt geleistet werden.

Egal, ob Prozesskostenhilfe mit oder ohne Raten-

zahlung: Eingespart werden soll zusätzlich bei der

Beiordnung von Rechtsanwälten. Das wirkt sich vor

allem auf Scheidungsverfahren aus. Mann oder

Frau kann bei Gericht nicht selbst ein Scheidungs-

verfahren beginnen. Dazu brauchen sie einen An-

walt oder eine Anwältin. Die „Gegenseite“ hat bisher

ebenfalls Anspruch auf eine Anwältin oder einen

Anwalt. Nach dem Gesetz der Bundesregierung soll

die Ehepartnerin oder der Ehepartner, gegen die ein

Scheidungsantrag eingereicht wird, nur noch dann

einen Anwalt bekommen, wenn die Beiordnung

„aufgrund der Schwierigkeit der Sach- oder Rechts-

lage im Einzelfall erforderlich“ scheint. Das lässt völ-

lig außer Acht, dass ein Scheidungsverfahren sehr

häufig im Zusammenhang mit höchst problemati-

schen weiteren Streitigkeiten steht. Dazu gehört

zum Beispiel der Rentenausgleich. Wenn nur eine

Seite anwaltlich vertreten ist, beeinträchtigt das den

Grundsatz der „Waffengleichheit“ vor Gericht zu

Lasten der finanziell schwächeren Partei.

Betroffenen sind vor allem Familien-,Sozial-,

Ausländer- und Asylrechtsprozesse

Die Änderungen werden sich vor allem auf die

Rechtsgebiete auswirken, in denen die Beteiligten

besonders häufig auf Prozesskostenhilfe angewie-

sen sind: das Familienrecht, das Sozialrecht und

das Ausländer- und Asylrecht. 68 Prozent der Pro-

zesskostenhilfebewilligungen erfolgen bei den Fami-

Justitia für Alle
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liengerichten. Die „klassischen Fälle“ der Prozess-

kostenhilfeempfänger, die die Gesetzentwürfe

betreffen, sind gering verdienende alleinerziehende

Frauen. Der jüngste Armutsbericht zeigt, dass im

Verhältnis der Geschlechter überwiegend Frauen

von Armut betroffen und statistisch Frauen 90 Pro-

zent der Alleinerziehenden sind. Gerade nach der

Scheidung, zu Beginn des Alleinerziehens, müssen

sie oft mit geringerem Einkommen rechnen, weil der

Verdienst des anderen Elternteils entfällt und die

Unterhaltsregelungen noch nicht endgültig getroffen

sind.

Verbände laufen gegen diese Gesetzesvorhaben

Sturm. Verdi sammelt Unterschriften mit dem Ziel,

den Rechtsstaat für prekär Beschäftigte zugänglich

zu halten. Beim Bundestag liegt eine Petition gegen

die Gesetzentwürfe vor, die innerhalb der vierwöchi-

gen Mitzeichnungsfrist über 11.000 Personen online

unterzeichnet haben.

Gesetzentwürfe verfehlen ihr Ziel

Natürlich ist das Ziel richtig, die missbräuchliche

Inanspruchnahme von Prozesskostenhilfe zu be-

kämpfen. Aber der Weg, den die schwarz-gelbe Re-

gierung wählt, ist der falsche. Ein Großteil der vor-

geschlagenen Maßnahmen dient nicht der Miss-

brauchsbekämpfung. Die Änderungen treffen dieje-

nigen, die Prozesskostenhilfe völlig zu Recht bean-

tragen. Erschwerend kommt hinzu, dass das Bun-

desjustizministerium keine Zahlen zum Missbrauch

von Prozesskostenhilfe vorlegen kann.

Die laut Gesetzentwurf erwarteten Einsparungen

von 70 Millionen Euro können nicht realisiert wer-

den. Die Gerichte werden mehr Personal einstellen

müssen, um die neuen Anforderungen an die Über-

prüfung der wirtschaftlichen Verhältnisse der An-

tragssteller zu gewährleisten. Neues Personal be-

deutet wiederum Mehrausgaben im Justizhaushalt.

Was unter dem Strich an Ersparnissen durch die

Änderungen bleibt, kann niemand beziffern. Selbst

eine Expertenanhörung im Rechtsausschuss des

Bundestages zu den Gesetzesentwürfen brachte

keine Klarheit.

In der Anhörung ist jedoch eines deutlich gewor-

den: Die Ausgaben in Deutschland für Justiz im all-

gemeinen und Prozesskostenhilfe im besonderen

liegen weit unter den Ausgaben anderer europäi-

scher Länder. Viele Staaten sehen unser Rechts-

system als Vorbild an. Auch beim Zugang zum

Recht sollten wir weiterhin mit gutem Beispiel voran-

gehen.

Justiz mit alternativer Konfliktbeilegung

entlasten

Um die Justizhaushalte wirklich zu entlasten, ist es

sinnvoller, die außergerichtliche Streitbeilegung zu

stärken. Mit den Stimmen aller Fraktionen im Bun-

destag haben wir in dieser Legislaturperiode das

Mediationsgesetz verabschiedet. Darin haben wir

vorgesehen, dass Bund und Länder erforschen kön-

nen, wie die Länder mit Mediation die Gerichte auch

finanziell entlasten können. Deshalb sollten sich

möglichst schnell möglichst viele Bundesländer an

den Forschungsvorhaben beteiligen. Das wäre wirk-

lich innovativ.

Zugang zum Recht für alle erhalten

Rechte sind nur dann wirkungsvoll, wenn die Bürge-

rinnen und Bürger sie auch durchsetzen können.

Dazu brauchen sie im Einzelfall anwaltliche oder

gerichtliche Hilfe. Der Zugang zum Recht muss al-

len Menschen offenstehen, unabhängig von ihrem

Einkommen. Das ist Justizpolitik mit sozialem Au-

genmaß!

Mit herzlichen grünen Grüßen

Eure Ingrid
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E-Mobilität

Schon bevor ich im Wirtschaftsausschuss des Bun-

destages Platz genommen hatte, war E-Mobilität

mein Thema. Bei mehreren Gesprächen mit ver-

schiedenen Firmen der deutschen Automobilindust-

rie stand in den letzten Wochen immer die aktive

Rolle der Industrie bei der Umsetzung der E-

Mobilität im Fokus. Während bei den Fahrrädern

eine völlig geräuschlose Einführung der neuen An-

triebstechnik samt Ladestationen im öffentlichen

Raum erfolgt, werden beim E-Auto unüberwindbare

logistische Schwierigkeiten gesehen.

Im Sinn von „Wie soll ein Markt für E-Autos entste-

hen, wenn es noch kein flächendeckendes Netz von

Ladestationen gibt?“ gegenüber „Wie soll es ein flä-

chendeckendes Netz von Ladestationen entstehen,

wenn es noch keine nennenswerte E-Automobil-

Flotte gibt?“. Ein Teufelskreis.

Es wird dabei immer an ein neu zu erstellendes

Netz von Stromzapfsäulen gedacht – womöglich

durch die Stromriesen. Diese wollen aber nur tätig

werden, wenn ihre hohen Investitionen entspre-

chend subventioniert werden.

Aus meiner Sicht ein Pseudoproblem:

Jede Straßenlaterne lässt sich durch Wechsel der

Serviceplatte zu einer Stromtankstelle umbauen.

Diese kann sich selbst ein- und ausschalten und

verfügt über einen Sensor, der erkennt, ob autori-

sierte Kund_innen den Strom zapfen.

Der zweite Hemmschuh ist die ebenfalls falsche

Vorstellung E-Mobilität käme nur für den städtischen

Raum, nur für Zweitfahrzeuge und möglichst inner-

halb eines Fahrzeugpools in Frage.

Aber nicht nur die Städte werden lebenswerter,

wenn sich Abgase und Straßenlärm verringern. Auf

dem Land ist der Zwang zum Individualverkehr fast

nie zu vermeiden, weil es oftmals außer Schüler-

bussen kaum Nahverkehrsangebote gibt. Durch ko-

ordinierte Zusammenarbeit aller Beteiligten eine

verlässliche Struktur zu schaffen, sehe ich als nach-

haltiges Ziel grüner Verkehrspolitik.

Deshalb plane ich ein Arbeitstreffen zwischen Auto-

industrie, IHK, Handwerkskammer, Stadtwerken

und Öffentlicher Verwaltung auf der Schwäbischen

Alb, um Lösungen zu finden.

Vor hundert Jahren hat der Elektromotor auf der

Schwäbischen Alb schon einmal zu industriellem

Wachstum und zur Wertschöpfung vor Ort geführt.

Mit Strom vom eigenen Dach lächelnd an den Ben-

zinpreistafeln vorbeizufahren, Mobilität auf dem

Land erhalten und die Umwelt entlasten, vom Sta-

tussymbol zum entspannten Fahruntersatz, in die-

ser Richtung werde ich mich mit allen Beteiligen

weiterhin austauschen.

Kein Fracking!

Gleich zu Beginn meiner Abgeordnetentätigkeit bin

ich mit dem Thema „Fracking“ konfrontiert worden.

Beim Fracking wird durch hohen Druck versucht,

aus mehreren hundert Meter Tiefe Erdgas aus Ge-

stein heraus zu lösen. Durch kleine, unterirdische

Sprengungen wird das Gestein weiträumig aufge-

sprengt. Es entstehen lange Risse, durch die das

Erdgas ausdringt. Damit sich die Ritzen nicht wieder

schließen, werden große Mengen Wasser, Quarz-

sand und zahlreiche Chemikalien in die Tiefe ge-

presst. Viele davon sind gesundheits- und wasser-

gefährdend. Das gefährdet wiederum die Trinkwas-

serversorgung von 5,5 Millionen Menschen von der

Bodenseeregion, bis zum Großraum Stuttgart.

Außerdem werden beim Einsatz dieser Technologie

gewaltige Mengen (ca. 10%) des besonders klima-

schädlichen Methan-Gases freigesetzt.

Susanne Kiekbusch

Mitglied im Ausschuss für Wirtschaft und Technologie

Bundespolitik trifft auf Wahlkreis
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Darüber hinaus ist zu befürchten, dass durch die

Zerstörung der unterirdischen Gesteinsschichten

Erdbeben ausgelöst werden können.

Aber Volker Kauders CDU befürwortet das Fra-

cking. Nicht einmal ein zweijähriges Fracking-Stopp

– für die nötige Zeit für die Erforschung der Umwelt-

risiken – hat Schwarz-Gelb zugelassen. Zwar gibt

sich die Merkel-Regierung den Anschein, die Si-

cherheitsbedenken der Bevölkerung ernst zu neh-

men. Ein Fracking-Verbot in Trinkwasserschutzge-

bieten und Umweltverträglichkeitsprüfungen helfen

aber nicht gegen die grundsätzlichen Gefahren, die

vom Fracking ausgehen. Die entscheidenden Prob-

leme, wie zum Beispiel die Vergiftung des Erdrei-

ches oder die Entsorgung giftiger Abwässer wird

ausgeblendet. Damit Fracking in Deutschland zeit-

weise oder für immer gestoppt werden kann, müss-

te das Bergrecht geändert werden. Das Bundes-

berggesetz fällt in den Kompetenzbereich des Bun-

deswirtschaftsministeriums. Das Wasserrecht wie-

derum, das ebenfalls vom Fracking betroffen ist,

liegt beim Bundesumweltministerium. Aber die not-

wendigen Reformen lehnt die Merkel-Regierung ab.

So wird mit der Sicherheit der Trinkwasserversor-

gung im Südwesten gespielt, um wieder einmal un-

seren unendlichen Energiehunger zu stillen und

man holt sich Probleme ins Land, die es zu vermei-

den gilt.

Auch das Umweltbundesamt sieht diese Technolo-

gie äußerst kritisch. In anderen europäischen Staa-

ten wie Frankreich, Großbritannien, den Niederlan-

den, Bulgarien oder der Schweiz ist diese sogar ver-

boten. Der Protest der Bürgerinitiativen gegen die

unkonventionelle Erdgasförderung hat daher meine

volle Unterstützung.

Der richtige Weg ist die Nutzung erneuerbarer Ener-

gien und die entsprechenden Speichertechnologien

voranzutreiben, anstatt wie Schwarz-Gelb weiter

stur auf Risikotechnologien zu setzen. Wir sollten

endlich die im Überfluss vorhandende Sonnenener-

gie nutzen, statt mühevoll und umweltschädlich zu

versuchen, weiterhin trockene Zitronen auszuquet-

schen!

Soziale Stadt

2004 thematisierte die Heinrich-Böll-Stiftung mit ih-

rer Freiburger Tagung das Thema „Soziale Stadt“.

Und es ist heute mindestens so aktuell. Die damali-

ge Situationsbeschreibung, dass soziale Probleme

in Form von Spaltung und Ausgrenzung zu nehmen,

während die Handlungsmöglichkeiten der Kommu-

nen abnehmen, trifft leider immer noch zu.

Zu der Thematik „Soziale Stadt“ möchte ich eine

sozialpolitische Veranstaltung anschieben. Diese

soll im Juli in Sulz am Neckar in der Stadthalle - der

ehem. Buntweberei - im Rahmen der Heimattage

2013 stattfinden.

Trotz der Bemühungen des Bund-Länder-

Programms „Stadtteile mit besonderem Entwick-

lungsbedarf – die Soziale Stadt“ nimmt die soziale

und räumliche Polarisierung in den Städten zu. Au-

ßerdem schmilzt der Bund bedauerlicherweise die

Beteiligung am Programm „Soziale Stadt“ ab. Dem

gesellschaftlichen Anspruch nach Inklusion sowie

der politischen, kulturellen und sozialen Teilhabe

wird somit immer weniger entsprochen. Das macht

insbesondere ländlichen und finanzschwachen

Kommunen zu schaffen. Diese sollen aber das Aus-

einanderdriften von Lebenswirklichkeiten, sozialen

Chancen und Zukunftsaussichten eindämmen. Um

dagegen wirken zu können, müssen strukturelle

Barrieren abgebaut und der Zusammenhalt einer

vielfältigen und solidarischen Gesellschaft gestärkt

werden.
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Memet Kilic

Sprecher für Migrations- und Integrationspolitik

Sprecher für Bürgeranliegen

Deutsche unter Vorbehalt? Nein, doppelte
Staatsbürgerschaft für alle!

Liebe Leserinnen und Leser,

das Bundestagswahljahr hat begonnen. Die Migrati-

onspolitik wird sicherlich ein wichtiges Wahlkampf-

thema sein. Ich erwarte, dass hierbei vor allem die

doppelte Staatsbürgerschaft (bzw. Mehrstaatigkeit)

eine große Rolle spielen wird.

Durch eine Hinnahme der Mehrstaatigkeit erwarte

ich eine Zunahme der Einbürgerungen. Zahlreiche

Studien haben bestätigt: Wenn ausländische

Staatsangehörige ihre bisherige Staatsangehörig-

keit behalten dürfen, steigt die Bereitschaft zur Ein-

bürgerung um ein Vielfaches.

Ein einschlägiges Thema innerhalb der Debatte zur

Mehrstaatigkeit ist die sog. Optionsregelung (http://

gruenlink.de/hpk). Die Folgen der Optionsregelung,

bzw. dem Optionszwang zeigen sich seit Anfang

2013. Aktuell verlieren die ersten Betroffenen ihre

deutsche Staatsangehörigkeit. Allein im Januar

2013 wurden in mind. 16 Fällen Deutsche ausge-

bürgert.

Insgesamt unterliegen 300.000 junge Menschen der

Optionspflicht. Knapp 500 Betroffene, also fast 15

Prozent aller in diesem Jahr Optionspflichtigen, sol-

len noch keine Erklärung dazu abgegeben haben,

welche Staatsangehörigkeit sie behalten wollen.

Auch ihnen droht die Ausbürgerung.

Der Optionszwang setzt die Betroffenen einem er-

heblichen und unnötigen Entscheidungsdruck aus.

Ich halte es für diskriminierend und integrations-

hemmend, diesen Jugendlichen die doppelte

Staatsangehörigkeit vorzuenthalten. Jungen Men-

schen, die von Geburt an Deutsche sind, darf die

Staatsangehörigkeit nicht nachträglich entzogen

werden. Weltweit ist Deutschland das einzige Land,

in dem es einen solchen Optionszwang gibt. Dabei

ist die Mehrstaatigkeit in der globalen Gesellschaft

schon lange keine Ausnahme mehr. Zudem ist die

Optionspflicht verfassungsrechtlich bedenklich: Kin-

der binationaler Eltern sowie Kinder von Eltern aus

anderen EU-Ländern dürfen ihre ausländische

Staatsangehörigkeit behalten. Dass dies anderen

verwehrt wird, ist eine nicht gerechtfertigte Un-

gleichbehandlung. Die Botschaft der Optionspflicht

an diese jungen, hier geborenen Menschen lautet:

„Ihr seid Deutsche unter Vorbehalt.“ Das ist ein fata-

les Signal: Es darf keine Deutschen 1. und 2. Klas-

se geben!

Der Bundesregierung ist bisher ein Fall vor dem

Verwaltungsgericht Berlin bekannt, in dem eine Op-

tionspflichtige auf Rechtsmittel zurückgegriffen hat,

um eine Beibehaltungsgenehmigung zu erwirken.

Diese Erkenntnisse sind durch unsere Kleine Anfra-

ge zu den Auswirkungen der Optionspflicht (http://

gruenlink.de/hpl)an die Öffentlichkeit gelangt.

Neben dieser Kleinen Anfrage haben wir zuvor zwei

Gesetzesentwürfe und eine weitere Kleine Anfrage

zu diesem Thema eingebracht. Diese und weitere

parlamentarischen Initiativen findet Ihr auf meiner

Homepage (http://gruenlink.de/hpm). Vor wenigen

Tagen haben wir zu diesem Thema ein Video mit

Betroffenen und einem Experten gedreht. Dieses

Video (http://gruenlink.de/hpn) könnt Ihr gerne

verbreiten.

Akkreditierungen für den NSU-Prozess

Als die Presse-Agenturen den Termin für den NSU-

Prozess verbreitet haben, hat meine Mitarbeiterin

zeitnah versucht, mich als Beobachter anzumelden.

Ihr wurde jedoch mitgeteilt, dass Reservierungen

für Gäste nicht möglich sind. Ich werde trotzdem
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versuchen, den NSU-Prozess vor Ort zu beobach-

ten.

Die Akkreditierungen für Journalisten sind anders

geregelt. Einen Platz bekommen nur die ersten 50,

die sich akkreditiert haben. Die türkischen Medien

haben leider keinen dieser Plätze erhalten. Die Aus-

nahme bildet ein freier Journalist, dessen Artikel in

der Sabah erscheinen. Vor allem die türkische Re-

gierung und die türkischen Medien wollen nicht hin-

nehmen, dass sie keine Akkreditierung erhalten ha-

ben, obwohl acht der zehn NSU-Mordopfer türki-

sche Wurzeln hatten.

Ich kann die dadurch ausgelösten Emotionen natür-

lich verstehen. Als Jurist verstehe ich aber auch die

Regelung, wobei es aber noch eine juristisch lupen-

reine Lösung gibt, die alle zufriedenstellen könnte:

Im selben Gerichtsgebäude sollte ein Nebenraum

mit Ton- und Videoübertragung aus dem Gerichts-

saal ausgestattet werden. Es müsste in diesem Ne-

benraum auch Justizpersonal tätig sein, um Auf-

zeichnungen durch die Medien zu verhindern. Somit

wären alle Grundsätze gewahrt und zugleich eine

breitere Öffentlichkeit zufriedengestellt. Diesen Weg

sollte das Gericht gehen.

Deutsch-Türkisches Verhältnis in der

Krise

In der Deutsch-Türkischen Parlamentariergruppe ist

in letzter Zeit viel los. Der türkische Ministerpräsi-

dent Erdogan verursacht Verunsicherung in

Deutschland. Dabei geht er immer nach dem sel-

bem Muster vor: Kurz vor anstehenden Treffen mit

deutschen Vertretern schürt er bewusst Vorurteile

gegen Deutschland, um damit bei den Hardlinern im

eigenen Land zu punkten. Erdogan hat deutschen

Stiftungen vorgeworfen, die PKK zu unterstützen.

Während sein Justizminister bei einem Treffen mit

Frau Leutheusser-Schnarrenberger ehrlich die Hun-

gerstreikenden in türk. Gefängnissen mit genauen

Zahlen benannte, hat Herr Erdogan in Deutschland

zeitgleich behauptet, dass es keine Hungerstreiken-

den gäbe. Zuletzt hat er sich als Opfer seiner un-

haltbaren Anschuldigungen die Alevitische Gemein-

de in Deutschland ausgesucht. Deutschland würde

durch ihre Unterstützung für diese Gemeinde einen

Konfessionsstreit in der Türkei anzetteln. Die Bun-

desregierung muss ihm endlich zu verstehen geben,

dass er mit dieser regelmäßigen Stimmungsmache

aufhören soll.

Nächstes Jahr sollen sich türk. Staatsbürger erst-

mals aus Deutschland direkt an den türk. Parla-

mentswahlen beteiligen können. Wenn die Bundes-

regierung weiterhin so passiv bleibt, wird er sicher-

lich mit seiner Stimmungsmache im Wahljahr noch

weiter gehen. Dies könnte zu Polarisierungen in der

türkischen Bevölkerung in Deutschland führen.

Broschüre zum Thema „Integration durch Bildung“

Basierend auf unserem Positionspapier „Gute Bil-

dungseinrichtungen – Wegbereiter gelungener In-

tegration“ (http://gruenlink.de/hpo) haben wir diese

Broschüre (http://gruenlink.de/hpp) entwickelt. Wir

wollen u. a. die interkulturellen Fähigkeiten in Bil-

dungseinrichtungen fördern, z. B. um Eltern besser

einzubinden. Dadurch kann bei interkulturellen Kon-

flikten kompetent reagiert werden. Durch bessere

Bildungseinrichtungen werden soziale Benachteili-

gungen vermindert.
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Sprecherin für Atompolitik

Sylvia Kotting-Uhl

Die Reaktorkatastrophe von Fukushima hat sich vor

Kurzem zum zweiten Mal gejährt und der bevorste-

hende Tschernobyl-Jahrestag am 26. April erinnert

uns immer wieder aufs Neue daran, wie notwendig

es ist national wie auch international einen Strich

unter die Risikotechnologie Atomkraft zu ziehen.

Aber auch wenn in Deutschland mit dem fraktions-

übergreifend beschlossenen Atomausstieg vom 30.

Juni 2011 die einzig richtige Konsequenz aus den

schrecklichen Ereignissen in Japan gezogen wurde,

ist der politische Wandel zu einer Gesellschaft der

drei E - Erneuerbare Energien, Energieeinsparun-

gen, Energieeffizienz - ins Stocken geraten.

Die Bundesregierung sabotiert den Ausbau der Er-

neuerbaren mit System und hat sich von ihren eige-

nen Zielen beim Energiesparen, bei der CO2-

Reduzierung, der energetischen Gebäudesanierung

und beim Netzausbau scheinbar längst verabschie-

det. Das Energiekonzept von Schwarz-Gelb greift

viel zu kurz, legt die falschen Schwerpunkte und

verschenkt Zeit. Hinzu kommt eine ungerechte Kos-

tenverteilung: Die Bundesregierung hat die Zahl der

von der EEG-Umlage ganz oder teilweise befreiten

Unternehmen vervierfacht und die Industrie großzü-

gig von den Netzentgelten befreit. Die Einnahme-

verluste müssen von Privatkunden und vom Mit-

telstand ausgeglichen werden, für die der Strom da-

mit teurer wird. Diese soziale Schieflage der Kosten

muss dringend korrigiert, Privilegien der Industrie

wieder auf Härtefälle zurückgeführt und einkom-

mensschwache Haushalte unterstützt werden, damit

die Stromkosten nicht weiter dazu instrumentalisiert

werden können die Erneuerbaren schlechtzureden.

Um die Energiewende zum Erfolg zu führen, brau-

chen wir einen breit angelegten Umbau des Ener-

giemarktes und des gesamten Energieversorgungs-

systems, den ungehinderten Ausbau erneuerbarer

Energien, den Umbau der Netzinfrastruktur, die Ent-

wicklung von Speichermöglichkeiten sowie die För-

derung von energiesparenden Technologien in al-

len Bereichen. Der große Wurf braucht Mut und Be-

geisterung!

Und wir brauchen ein anderes Strommarktdesign,

denn im derzeitigen System können sich Windräder

und Solaranlagen nicht finanzieren. Weht viel Wind

und scheint die Sonne, sinken die Börsenpreise

drastisch, Fotovoltaik und Wind machen sich ihre

eigenen Preise kaputt. Für die EE braucht es des-

halb ein neues Marktdesign mit einem anderen Me-

chanismus der Preisfindung. Klimaschutz, Flexibili-

tät und Versorgungssicherheit müssen über den

neuen Markt honoriert werden.

Bei der Wärme verläuft das Wachstum der EE we-

niger dynamisch als beim Strom. Um unser ambitio-

niertes grünes Ziel, den Anteil der Wärme aus Er-

neuerbaren von heute rund 10 auf 25% im Jahr

2020 zu steigern, wollen wir die im Erneuerbare-

Energien-Wärmegesetz verankerte Nutzungspflicht

für EE auf Bestandsgebäude ausweiten und die

Förderung von Solarkollektoren und Erdwärme ver-

stetigen. Überschüssigen Strom aus der fluktuieren-

den Windenergie wollen wir in den Nahwärmenet-

zen nutzen anstatt Windräder abzuschalten.

Energiewende geht nur GRÜN
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Für das Gelingen der Energiewende brauchen wir

Stromnetze, die modern und leistungsstark sind.

Netzausbau muss aber sinnvoll und am tatsächli-

chen Bedarf der EE ausgerichtet sein. Netzplanung

muss transparent, naturverträglich und mit frühzeiti-

ger und umfassender Beteiligung der betroffenen

Bürgerinnen und Bürger erfolgen. Zur Vermeidung

von Konflikten vor Ort wollen wir Erdverkabelungen

erleichtern und ihre Finanzierung über Netzentgelte

ermöglichen.

Wir wollen eine ambitionierte Klimaschutzstrategie

für den Verkehrsbereich und die CO2-Emissionen

bis 2020 gegenüber 1990 um 30 Prozent reduzie-

ren. Bis 2020 wollen wir den Anteil erneuerbarer

Energien im Verkehrsbereich – Biokraftstoffe und

Ökostrom - auf 15 Prozent steigern und möglichst

bereits bis 2040 den Umstieg auf erneuerbare Ener-

gien bewältigen.

Nach wie vor fließt mehr als ein Drittel des 2,7 Mrd.

Euro schweren 6. Energieforschungsprogramms der

Bundesregierung (2011-2014) in atomare For-

schung. Nur 300 Mio. Euro davon gehen in die not-

wendige Sicherheits- und Endlagerforschung. Mit

mindestens 600 Mio. Euro wird die Erforschung von

Kernfusion und Transmutation gefördert - Technolo-

gien, die bei Anwendung Wiedereinstieg in atomare

Großtechnologie bedeuten würden. Über Euratom

ist Deutschland auch an Finanzierung und Bau des

Kernfusionsversuchsreaktors ITER beteiligt: ein Mil-

liardengrab mit geringen Erfolgsaussichten, das als

falsche Hoffnung den Weg zu 100% Erneuerbare

blockiert. Damit die Energiewende gelingen kann,

müssen öffentliche Forschungsgelder, die derzeit in

die atomare Forschung fließen, endlich umgewid-

met werden in die noch offenen Fragen der Energie-

wende.

Bisher viel zu sehr vernachlässigt: die Effizienz! Wir

wollen einen drei Mrd.-Energiesparfonds einrichten,

um Kommunen bei der energetischen Sanierung

öffentlicher Gebäude zu helfen und VerbraucherIn-

nen wie Unternehmen beim Stromsparen zu unter-

stützen. Wir wollen nach den Vorgaben der neuen

EU-Energieeffizienzrichtlinie Energieversorger ver-

pflichten, durch Effizienzmaßnahmen bei ihren Kun-

dInnen Energie und Kosten einzusparen. So wollen

wir einen neuen, dynamischen Markt für Energie-

dienstleistungen schaffen. Begleitend werden wir

die Anforderungen der Energieeinsparverordnung

für Neubau- und Bestandsgebäude anheben und

das Gebäudesanierungsprogramm der KfW deutlich

aufstocken. Damit wollen wir die Rate der sanierten

Gebäude von derzeit unter einem Prozent auf drei

Prozent im Jahr anheben.

Auf dem letzten Energiegipfel haben die Länder

deutlich gemacht, dass sie die von Peter Altmaier

geplante Ausbaubremse für erneuerbare Energien

nicht akzeptieren. Doch diese undurchdachte Idee

hat unzählige Ausbauprojekte für Ökostrom bereits

gefährdet und der Erneuerbaren-Branche großen

Schaden zugefügt. Destruktiv auch die Zerstritten-

heit zwischen Umwelt- und Wirtschaftsminister in

fast jeder Frage, vor allem auch beim zusammenge-

brochenen CO2-Zertifikiate-Preis. Die Kanzlerin

musste den Scherbenhaufen zusammenkehren und

versprechen, dass jetzt alles direkt vom Kanzleramt

mit den Ländern besprochen und in einem Status-

bericht bis Mai zusammengetragen werde: Indust-

rieausnahmen, Kürzungen bei der Vergütung, Steu-

er, Emissionshandel. Dann tagt der Bundestag noch

6 Wochen!

Das Chaos und die Zerstrittenheit machen deutlich:

Mit dieser Bundesregierung ist eine erfolgreiche

Energiewende nicht zu schaffen. Deshalb muss sie

am 22. September abgewählt werden. Die Energie-

wende geht nur GRÜN!
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Beate Müller-Gemmeke

Sprecherin für Arbeitnehmerrechte

Werkverträge ersetzen Leiharbeit

Ein Blick ins Internet zeigt – die entsprechenden

Fremdfirmen werben offen und ohne Skrupel. So

heißt es in einer Annonce beispielsweise: „Am Ende

haben Sie vielleicht weniger eigene Mitarbeiter.

Aber mit Sicherheit einen höheren Gewinn“ (Tabel

Prozessdienste GmbH). Inzwischen ist dieses Lohn-

dumping auch für Beratungsunternehmen ein ein-

trägliches Geschäft , denn mit diesen Werkvertrags-

konstruktionen wird auch die Leiharbeit umgangen.

So wurde beispielsweise im Internet mit dem Semi-

nar „Wunderwaffe Werkvertrag“ geworben und in

der Beschreibung hieß es etwa: „Die Zeitarbeit wird

für viele Unternehmen zunehmend unattraktiv. Ein

neuer Weg, Fremdpersonal zu geringen Kosten ein-

zusetzen, sind Werkverträge, bei denen Serviceun-

ternehmen als Lieferanten oder Dienstleister die

bisher von eigenen Arbeitnehmern erbrachten Leis-

tungen übernehmen. Doch bei dieser Wunderwaffe

gibt es viele juristische Fallstricke, die schnell die

erhofften Einsparungspotenziale aufzehren und da-

mit zum Bumerang beim Einsatz von Fremdperso-

nal werden können. In dem Seminar werden …

Chancen und Risiken praxisnah und umfassend dis-

kutiert. Sie erhalten vom Referenten Lösungsansät-

ze für die rechtssichere Gestaltung von Werkverträ-

gen sowie Musterverträge“ (Forum Institut für Mana-

gement GmbH). 1.142,40 Euro kostet das Angebot

pro Teilnehmer. Auf diese Weise verdienen sich

windige Juristen mittlerweile eine goldene Nase da-

mit, dass sie Anleitungen für Lohndumping und Ta-

rifflucht geben.

Ministerin von der Leyen spielt hier wieder einmal

die Ankündigungsministerin. Was sie verspricht,

sind Placebos. So will sie den Betriebsräten ein

paar wenige Rechte bei den Werkverträgen geben.

„Wunderwaffe Werkvertrag“, Etikettenschwindel
und Skandale

Neuerdings gibt sich Bundesarbeitsministerin von

der Leyen problembewusst. Plötzlich hat auch sie

gemerkt, dass Werkverträge oftmals nur scheinbar

echte Werkverträge sind. In Wirklichkeit aber wer-

den Beschäftigte wie Stammbelegschaften oder

Leiharbeitskräfte in den Betrieben eingesetzt. Und

nun – anderthalb Jahre nachdem wir Grünen von

der Bundesregierung umfassende Maßnahmen ge-

gen Scheinwerkverträge gefordert haben – will die

Ministerin mit zaghaften Trippelschrittchen tätig wer-

den.

Doch solch halbherzige Ankündigungen sind zu we-

nig, denn Werkverträge stehen hoch im Kurs. Die

Zustände in der Fleischindustrie sind hinlänglich

bekannt. Wir kennen die Problematik auch bei den

Regaleinräumer_innen, und mittlerweile wird auch

der Kassenbereich im Einzelhandel per Werkvertrag

vergeben. In der Druckbranche übernehmen Fremd-

firmen Rotationsmaschinen und Schichten. Es gibt

Hotels, die ihre Zimmer von Werkvertragskräften

reinigen lassen. Der Fantasie sind keine Grenzen

gesetzt. Mit diesen zweifelhaften Werkvertragskon-

struktionen unterlaufen Firmen den sozialen Schutz

der Beschäftigten: Kündigungsschutz, betriebliche

Mitbestimmung, tarifliche Bezahlung - all das zählt

nicht mehr, wenn Menschen per Werkvertrag be-

schäftigt sind. Mit Werkverträgen können die Ar-

beitgeber Urlaubsgeld, Sonderzahlungen, Sonn-

tags-, Feiertags- und Nachtzuschläge problemlos

einsparen. Im Einzelhandel liegen die Löhne bei

den Werkverträgen beispielsweise rund 45 Prozent

unter den Tariflöhnen. Wenn die gleichen Tätigkei-

ten auf demselben Betriebsgelände per Werkvertrag

vergeben werden, dann entsteht damit eine Konkur-

renzsituation bei Löhnen und Arbeitsbedingungen.

Das ist ganz klar Lohndumping. Und es ist ein Wett-

bewerb, um die niedrigsten Löhne. Das geht zu Las-

ten der Beschäftigten, aber auch auf Kosten der ta-

riftreuen Betriebe, denn spielen sie das Spiel nicht

mit, dann laufen sie Gefahr vom Markt gedrängt zu

werden.
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Allerdings soll der Betriebsrat einem Werkvertrag

nur widersprechen können, wenn es gesetzlich fest-

gelegte Gründe gibt: zum Beispiel wenn die Kündi-

gung von Beschäftigten der Stammbelegschaft

droht. Notwendig sind aber umfassende Maßnah-

men und ernsthafte Anstrengungen, mit denen

zweifelhafte Werkvertragskonstruktionen gestoppt

werden können. Wir brauchen eindeutige Kriterien

zur Abgrenzung zwischen Leiharbeit und Werkver-

trägen, mehr Mitbestimmung und effektive Kontrol-

len. Vor allem müssen Beschäftigte, die die gleiche

Arbeit verrichten, auch den gleichen Lohn bekom-

men. Deshalb brauchen wir mehr branchenspezifi-

sche Mindestlöhne und endlich einen flächende-

ckenden gesetzlichen Mindestlohn als Lohnunter-

grenze.

Mindestlohn statt Mogelpackung

In Deutschland arbeiten inzwischen mehr als 6,5

Millionen Menschen im Niedriglohnsektor. Knapp

fünf Millionen von ihnen verdienen weniger als acht

Euro – und 1,4 Millionen Menschen sogar weniger

als fünf Euro pro Stunde. „Arbeit muss sich wieder

lohnen!“ – die schwarz-gelbe Bundesregierung

bleibt bei ihrem zynischen Motto und verschläft

auch hier die Zeichen der Zeit. In Umfragen spre-

chen sich inzwischen drei Viertel aller Menschen in

Deutschland für einen gesetzlichen Mindestlohn

aus. Und laut einer Erhebung von Infratest dimap

wünschen sich sogar 66 Prozent der Unionsanhän-

ger_innen eine solchen Mindestlohn. Nach den Uni-

onsfraktionen signalisiert zwar auch die FDP ihre

Bereitschaft für eine Lohnuntergrenze – aber bran-

chen- und regionenspezifisch, mit Tarifvorrang und

vielleicht noch für Beschäftigtengruppen unter-

schiedlich. Sie wollen also viele unterschiedliche

kleine Mindestlöhnchen und Tariflöhne darunter soll

es weiter geben. Das ist und bleibt eine Mogelpa-

ckung. Ein Mindestlohn ist der niedrigste zulässige

Lohn – flächendeckend für alle gleichermaßen. Al-

les andere ist Etikettenschwindel.

Soziale Leitplanken sind notwendig

Auch der Skandal „Amazon“ zeigt auf seine Weise

deutlich: In Deutschland läuft etwas gewaltig schief.

Wenn Menschen so offensichtlich wie Ware behan-

delt werden, dann muss etwas geschehen. Die Bun-

desregierung aber vertuscht die Probleme in der

Arbeitswelt. So vermute ich beispielsweise schon

lange, dass die Kontrollen bei der Leiharbeit durch

die Bundesagentur für Arbeit (BA) nicht richtig funk-

tionieren. Deshalb habe ich erneut nachgefragt. Die

Fragen zu den Kontrollen der BA bei „Trenkwalder“,

der Leiharbeitsfirma von Amazon, wurden zwar be-

antwortet. Lesen konnte ich die Antworten aber nur

in der Geheimschutzstelle des Bundestages und

darf also nicht darüber reden. So bleiben die Prob-

leme in der Arbeitswelt im Dunklen. Das ist ein

Skandal.

In Teilen der Wirtschaft geht der Anstand verloren.

Es geht mittlerweile um den Wert der Arbeit in unse-

rem Land und auch um die Arbeitswelt insgesamt.

Wenn, bedingt durch Leiharbeit und Werkverträge,

immer mehr Firmen auf demselben Betriebsgelände

arbeiten, zersplittern die Belegschaften. Kollegialität

und innerbetriebliche Solidarität werden zerstört,

und es entstehen Konkurrenz, Unsicherheit und

Misstrauen. Gewerkschaftliche Errungenschaften,

die über lange Zeit hart erkämpft wurden, gehen so

verloren. Vor allem aber wird mit solchen Ge-

schäftsmodellen der jahrzehntealte gesellschaftliche

Konsens der Sozialpartnerschaft aufgekündigt.

Schöne Worte und inhaltslose Ankündigungen sind

hier zu wenig. Wir brauchen wieder soziale Leitplan-

ken auf dem Arbeitsmarkt, die menschenwürdiges

Arbeiten ermöglichen. Notwendig sind Anerken-

nung und Wertschätzung von Arbeit.
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Sprecher für Finanzpolitik

Gerhard Schick

11. Juli 2008 – die Indymac Bank in Kalifornien ge-

rät in eine Schieflage. Die Bank hat eine Bilanzsum-

me von etwa 30 Milliarden Dollar. Die amerikani-

sche Einlagensicherungs- und Bankenabwicklungs-

behörde FDIC schließt die Bank. Die Einlagen aller

Kunden bis 100.000 Dollar werden garantiert. Der

Rest der Bank wird später durch Verkauf an ein an-

deres Institut verwertet. Kosten für den Steuerzah-

ler: Null. Zusätzliche Finanzmarktturbulenzen: Kei-

ne. Verunsicherung der Sparer in anderen Bundes-

staaten: Keine. Ein Einzelfall ist das übrigens nicht.

Auf diese geräuschlose Art und Weise wurden in

den USA über 400 Banken geschlossen bzw. abge-

wickelt.

30. Juni 2012 – die Laiki Bank in Zypern mit einer

Bilanzsumme von etwa 32 Milliarden Euro gerät in

Schwierigkeiten und wird fast vollständig verstaat-

licht, doch die Bankenrettung überfordert den zypri-

otischen Staat. Er stellt einen Antrag an die anderen

Mitgliedstaaten der Eurozone auf Hilfen aus den

europäischen Rettungsfonds. Ein monatelanges

Verhandeln beginnt. Der Internationale Währungs-

fonds fordert eine Lösung, die die Schuldentragfä-

higkeit Zyperns sicherstellt. Das wäre nicht der Fall,

wenn die Bankenschulden vollständig vom Staat

übernommen werden. Es soll deshalb zu einem Bei-

trag der Gläubiger kommen. Allerdings sind seit Juni

2012 schon einige Gläubiger schlau genug gewe-

sen, ihr Geld fortzubringen, weil ihnen die öffentli-

che Diskussion zeigt, dass sie möglicherweise an

den Verlusten beteiligt werden. Vor allem ist umstrit-

ten, ob auch Einlagen, also nicht nur Anleihen an

den Verlusten beteiligt werden sollen. Das Pokern

der Akteure erreicht seinen Höhepunkt in einer klei-

nen Runde aus Troika, zypriotischem Präsidenten,

dem Chef der Eurogruppe sowie den Finanzminis-

tern Frankreichs und Deutschlands. Die von Zypern

vorgeschlagene Beteiligung auch von Einlagen un-

terhalb der europaweit gültigen gesetzlichen Einla-

gensicherungsgrenze von 100.000 Euro erntet wü-

tenden Protest in Zypern und fällt im Parlament

durch. Alle Banken Zyperns müssen geschlossen

werden, um panikartiges Geldabheben zu verhin-

dern. BürgerInnen und Unternehmen bringt der feh-

lende Zugang zu Bargeld in eine schwierige Lage.

Hektisch wird nach gescheiterten Verhandlungen

mit Russland von der zypriotischen Regierung ein

Plan B gebastelt, der bei den europäischen Part-

nern durchfällt, weil er finanziell unseriös ist.

Schließlich kommt es zu einer Einigung auf eine

Beteiligung nur der Einlagen über 100.000 Euro.

Kosten für den Steuerzahler: mehrere Milliarden.

Zusätzliche Finanzmarktturbulenzen in ganz Euro-

pa. Verunsicherung der Sparer in ganz Europa, der

Regierungssprecher in Deutschland muss betonen,

dass die Garantie der Spareinlagen von 2008 nach

wie vor gilt, weil selbst in Deutschland eine Panik

droht.

Der Vergleich zeigt: So schlecht muss Krisenmana-

gement nicht sein. Nun könnte man einwenden,

dass wir in Europa eben noch nicht die nötigen Insti-

tutionen haben. Stimmt. Aber wessen Schuld ist

das? Die Europäische Kommission und – vorange-

trieben von uns Grünen – das Europäische Parla-

ment haben die Einrichtung eines Bankenabwick-

lungsfonds, der von den Banken gezahlt wird, schon

2009 bzw. 2010 vorgeschlagen. Dieser Fonds hätte

eine Vorgehensweise wie im Fall der kalifornischen

Bank Indymac ermöglicht. Verhindert haben das die

europäischen Regierungen unter Führung der Mer-

kel-Regierung. Da liegt die Verantwortung für die

Milliarden-Lasten für die SteuerzahlerInnen in der

Eurozone aufgrund der Rettung zypriotischer Ban-

ken. Da liegt die Verantwortung für das Chaos und

die Verunsicherung der letzten Wochen.

Im Ergebnis ist die jetzt gefundene Lösung zwar

besser als die Bankenrettung in Irland und in Spa-

nien, weil es immerhin zu einer partiellen Beteili-

gung der Gläubiger kommt. Auch muss der Banken-

Zypern-Chaos – der Beweis, dass unsere Lösung
besser gewesen wäre
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sektor auf den europäischen Durchschnitt verklei-

nert werden. Allerdings ist die minimale Anhebung

des Körperschaftsteuersatzes von 10 auf 12,5%

eine der wenigen Veränderungen am Geschäftsmo-

dell Steueroase. Das ist nicht ausreichend. Nach

wie vor wird man über Zypern Steuern vermeiden

oder hinterziehen können.

Steueroasen bekämpfen, Steuerschlupflöcher schließen

– EU-weite Maßnahmen voran bringen!

Die jüngsten Enthüllungen von Steuerhinterziehun-

gen verdeutlichen das Ausmaß der Steuerflucht.

Das Problem ist schon lange bekannt, die Veröffent-

lichungen zeigen die Dringlichkeit endlich Lösungen

zu finden. Die Auswirkungen der Steuerflucht und

Steuerhinterziehung reichen von Wettbewerbsver-

zerrungen zum Vorteil von großen, international

agierenden Unternehmen im Gegensatz zu stand-

ortgebundenen Betrieben, bis hin zu sozialen Unge-

rechtigkeiten, die SteuerzahlerInnnen hinnehmen

müssen, wenn sich ihre wohlhabenden MitbürgerIn-

nen aus der Affäre ziehen. Laut EU- Kommissar

entgehen den EU-Mitgliedsstaaten jährlich rund 1

Billionen Euro Steuergelder. Es kann nicht angehen,

dass EU-Länder sich gegenseitig die Steuereinnah-

men abschöpfen, wie Irland und die Niederlanden,

die es Unternehmen ermöglichen Ertragssteuern zu

vermeiden, und die Isle of Man direkt vor unserer

Haustür mit Dumpingsteuersätzen wirbt. Wir brau-

chen ein koordiniertes, gemeinsames Vorgehen, nur

so können wir das Problem in den Griff bekommen.

Wir Grünen haben deshalb auf der BDK in Hanno-

ver einen Europäischen Steuerpakt vorgeschlagen,

mit dem zwischen den Mitgliedstaaten – ähnlich wie

beim Fiskalpakt für die Haushaltspolitik – diesmal

Grundregeln für die Steuerpolitik vereinbart werden,

um Europa endlich steueroasenfrei zu machen.

Dazu umfasst der Steuerpakt unter anderem EU-

weite Vermögensabgaben, sowie eine einheitliche

Bemessungsgrundlage und einen Mindeststeuer-

satz für die Besteuerung von Unternehmen.

Daneben soll das sogenannte Country-by-Country-

Reporting offen legen, wie viel Steuern die Unter-

nehmen in den jeweiligen Staaten zahlen. Außer-

dem greifen wir das Beispiel von Frankreich auf,

das Aktivitäten mit Steueroasen systematisch unatt-

raktiv macht. Dort werden Strafsteuern auf solche

Transaktionen nach einer eigenen Liste, die diese

Steueroasen bestimmt, erhoben. Um Steuerflucht

von Privatpersonen zu unterbinden schlagen wir

einen automatischen Informationsaustausch der

Finanzbehörden der EU-Mitgliedsländer vor. Außer-

dem wollen wir die USA zum Vorbild nehmen, die

die Steuerpflicht an die Staatsbürgerschaft bindet.

Denn so kann verhindert werden, dass Bürgerinnen

und Bürger sich ihrer Steuerpflicht entziehen indem

sie ihren Wohnsitz wechseln.

Jetzt muss die Bundesregierung aktiv werden, die in

den letzten Jahren leider – siehe geplantes Abkom-

men mit der Schweiz – in die falsche Richtung,

nämlich in Richtung Kooperation mit Steueroasen,

unterwegs war. Vor allem muss der Finanzminister

dem Vorbild der USA mit dem FATCA-Gesetz fol-

gen und die Rolle der Banken von Helfern für die

Steueroasen zu Helfern für die Finanzbehörden dre-

hen.

Weitere Informationen findet Ihr in Gastbeiträgen für

das Handelsblatt http://www.handelsblatt.com/

meinung/gastbeitraege/gastkommentar-steueroasen-ins-

abseits-stellen/8024582.html und die Süddeutsche

Zeitung

http://www.sueddeutsche.de/wirtschaft/gruenen-finanzexperte-

zu-offshore-geschaeften-raus-aus-den-steueroasen-1.1643035

sowie in einem Papier, das ich mit Uwe Kekeritz

verfasst habe und das vor allem die Wirkung auf

Entwicklungsländer diskutiert

http://www.gerhardschick.net/index.php/themen/gerechte-

steuerpolitik/item/217-steuerhinterziehung-und-vermeidung-

weltweit-stoppen.
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Liebe Freundinnen und Freunde,

auch wenn in diesem Jahr der Frühling nur schlep-

pend in Gang kommt, konzentrieren sich die Pla-

nungen und Aktivitäten im Moment schon sehr auf

den Sommer, den kommenden Wahlkampfsommer!

Weil unser Grünes Jugendforum im letzten Herbst

hier in Berlin so ein Erfolg war, ist im Rahmen der

Wahlkampfplanung die Idee entstanden, ein Ju-

gendforum „vor Ort“ zu entwickeln für die Umset-

zung in Kreis- und Ortsverbänden. Das Jugendfo-

rumskonzept soll es den Kreisverbänden mit über-

schaubarem Aufwand ermöglichen, eine Veranstal-

tung für Jugendliche zwischen 15 und 25 Jahren –

und damit für ErstwählerInnen – auf die Beine zu

stellen. Weil Jugendpartizipation bei uns Grünen

nicht nur ein schönes Wort für Sonntagsreden ist,

freue ich mich, wenn ich einige WahlkämpferInnen

mit dem Konzept des Jugendforums vor Ort unter-

stützen kann und wenn gar der eine oder andere

Kreisverband die Idee aufnimmt und wir viele Ju-

gendliche erreichen und ErstwählerInnen für uns

gewinnen können. Das Konzept findet ihr unter

http://www.ulrich-schneider.de/wp-content/plugins/

downloads-manager/upload/130314%20Konzept%

20Gr%C3%BCnes%20Jugendforum.pdf

Die BDK Ende April und die Diskussionen, wie un-

ser Bundestagswahlprogramm noch besser wird,

haben auch mich in den letzten Wochen beschäftigt.

Insbesondere in den Bereichen Engagement Frei-

williger und Beteiligung Jugendlicher haben wir eine

Reihe von Änderungsanträgen eingebracht, um das

Programm noch greifbarer zu machen. Besonders

wichtig ist mir, dass als zusätzliches Schlüsselpro-

jekt für Jugendliche die Absenkung des Wahlalters

auf 16 Jahre als eine der zentralen Forderungen im

Wahlprogramm aufgenommen wird! Wenigstens ein

Schlüsselprojekt für Jugendliche sollte es in einem

Grünen Wahlprogramm geben! Und die Forderung

nach Wahlalterabsenkung macht deutlich, dass Ju-

gendbeteiligung für uns nicht bloß eine leere Hülle

ist!

Queere Jugendliche unterstützen!

In der aktuellen parlamentarischen Arbeit habe ich

den Fokus in den letzten Woche auf queere Ju-

gendliche gelegt. Die Probleme von lesbischen und

schwulen Jugendlichen habe ich in den letzten 12

Monaten intensiv bearbeitet. Queere Jugendliche

erfahren immer noch häufig gerade dort Ablehnung,

wo sie dringend auf Unterstützung angewiesen wä-

ren: im Elternhaus, in der Schule und im Sportver-

ein. Ende Februar hat die Fraktion auf meine Initiati-

ve hin einen Antrag beschlossen, der die Probleme

von Jugendlichen im Coming-Out thematisiert – ei-

ner Lebensphase, in der sie ihre eigene sexuelle

Identität akzeptieren. Denn: Ein bundesweites pro-

fessionelles Beratungsangebot bzw. die Vernetzung

der verschiedenen ehrenamtlichen Initiativen fehlt

noch immer. Die bisherigen Beratungsangebote

sind lokal angesiedelt und somit in der Qualität sehr

unterschiedlich. In Baden-Württemberg ist das Netz

an Beratungsstellen erschreckend dünn, auch wenn

es in letzter Zeit Fortschritte gibt.

Die Bundesregierung hat queere Jugendliche als

Zielgruppe überhaupt nicht im Blick. Schlimmer

noch, sie erkennt die Nöte und Sorgen dieser Grup-

pe nicht. Auf unsere Frage nach flächendeckenden

Beratungsangeboten für Jugendliche im Coming-

Out antwortete die Familienministerin, dass in

Deutschland "ein umfangreiches Netzwerk an

Schwangerschaftsberatungsstellen" zur Verfügung

stünde. Dabei ignoriert sie, dass diese sehr spezifi-

schen Angebote auf eine völlig andere Zielgruppe

zugeschnitten sind und für Jugendliche im Coming-

Out kaum taugen. Die Hauptforderung unseres An-

Jung. Queer. Grün.
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trags ist deshalb ein bundesweiter Aktionsplan ge-

gen Homo- und Transphobie. Die grün- und rot-

regierten Bundesländer gehen hierbei mit gutem

Beispiel voran. Auch Baden-Württemberg entwickelt

gerade einen Aktionsplan für Toleranz und Gleich-

berechtigung.

Das Thema bleibt spannend. Die Bundesregierung

verspricht seit über zwei Jahren, noch in dieser

Wahlperiode eine umfassende Studie zur Situation

von lesbischen und schwulen Jugendlichen vorzule-

gen. Es ist aber unwahrscheinlich, dass sich hier

noch irgendetwas tut. Ein Grund mehr für den

Wechsel im Herbst dieses Jahres!

Echte Gleichstellung jetzt!

Die beherrschende Debatte der letzten Wochen im

Bereich queer war die Öffnung der Ehe für lesbi-

sche und schwule Paare. Es ist erfreulich, dass die-

ses Thema endlich in der Mitte der Gesellschaft dis-

kutiert wird. Wir Grüne haben es dort hingebracht!

Was ist eigentlich passiert? Zunächst geht es „nur“

um die Entscheidung des Bundesverfassungsge-

richts zur Sukzessivadoption, dass also Menschen,

deren LebenspartnerIn ein Kind adoptiert hat, die-

ses Kind ebenfalls adoptieren können. Bei Ehepaa-

ren ist dies schon immer eine Selbstverständlich-

keit! Für lesbische und schwule Paare war dies bis-

her nicht möglich. Im Extremfall bedeutete dies,

dass ein Kind nach dem Tod der Mutter oder des

Vaters aus der Familie, in der es aufgewachsen ist,

herausgerissen wurde, weil es keine rechtlichen Be-

ziehungen zur anderen Mutter oder zum anderen

Vater hatte.

Nun wird also endlich breit über echte Gleichstel-

lung für Schwule und Lesben diskutiert. Doch die

Union weigert sich weiterhin und obwohl im Früh-

sommer bereits das nächste Urteil des Bundesver-

fassungsgerichts absehbar ist, die gesellschaftli-

chen Realitäten anzuerkennen. Auch wenn der

CDU-Landesvorsitzende (und mein Gegenkandidat

im Wahlkreis) Thomas Strobl versucht, seiner Partei

in Baden-Württemberg einen moderneren Anstrich

zu verpassen, bleibt es doch bei Lippenbekenntnis-

sen. Im Bundestag verschleppt die Union die Debat-

te und stimmt gegen echte Gleichstellung. Hier wird

das rückwärtsgewandte Gesellschaftsbild von CDU

und CSU deutlich.

Noch deutlicher wird dies beim Steuerrecht. Einge-

tragene LebenspartnerInnen profitieren weiterhin

nicht vom Ehegattensplitting. Schwarz-Gelb ließ so-

gar das Jahressteuergesetz, das im Bundesrat um

die Gleichstellung ergänzt wurde, scheitern. Auch

wenn ich das Ehegattensplitting so schnell wie mög-

lich abschmelzen würde, so ist aus meiner Sicht

doch dringend geboten, dass eingetragene Lebens-

partnerschaften auch die gleichen Rechte wie Ehe-

paare erhalten – die gleichen Pflichten, etwa bei

Unterhaltszahlungen, haben sie schließlich auch!

Es gibt also viel zu tun …

… liebe Freundinnen und Freunde, packen wir‘s an!

Ich freue mich auf ein gutes Wahlprogramm, das

deutlich macht, wofür Grün steht und warum es

nicht mit Schwarz geht! Ich freue mich auf den Vor-

wahlkampf in einem hoffentlich bald wärmeren

Frühling! Und ich freue mich auch auf einen heißen

Sommer und einen Bundestagswahlkampf, der Ba-

den-Württemberg noch Grüner macht! Ganz herz-

lich danke ich euch noch einmal für Listenplatz 12

auf der LDK in Böblingen im Dezember 2012. 2013

wird GRÜN!

Euer Ulrich
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in den Wahlkreisen unterwegs sein, wie wir es

gerne möchten.

Daher seid ihr, die Grünen in Baden-

Württemberg, unser stärkstes Bindeglied „ins

Ländle“ und für uns ist es wichtig zu erfahren,

was euch konkret „auf den Nägeln brennt“.

Unsere Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in den

Wahlkreisbüros sind vor Ort für euch und eure

Anliegen da und stehen in engem Kontakt mit

uns Abgeordneten in Berlin. Eure Ideen und eu-

er Engagement sind eine wichtige Ergänzung zu

unserer parlamentarischen Arbeit.

SÜDWEST GRÜN erscheint ca. 4 x mal im Jahr.

Darin berichten wir als Landesgruppe Baden-

Württemberg der grünen Bundestagsabgeordneten

von unserer Arbeit. Es wird als pdf-Datei versandt .

Wer den Rundbrief regelmäßig beziehen will

bitte E-Mail mit Betreff: Abo Südwest-Grün an

buero-kotting-uhl@gmx.de

Ältere Ausgaben der 17. Wahlperiode im Archiv SWG

http://www.kotting-uhl.de/cms/default/rubrik/18/18048.suedwestgruen.html

Aufgrund der großen Distanz zwischen Baden-

Württemberg und Berlin können wir selbst nicht so oft


